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Norm

B-VG Art132;

GEG §7;

VwGG §27;

Rechtssatz

Gemäß Art 132 B-VG kann Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungsp7icht erheben, wer im

Verwaltungsverfahren als Partei zur Geltendmachung der Entscheidungsp7icht berechtigt war. Auch jede Partei eines

Gerichtsgebühren betre=enden Verwaltungsverfahrens hat Anspruch auf Erlassung eines Bescheides, wenn ein

Berichtigungsantrag oder ein anderer Antrag eingebracht ist (Hinweis B 8.9.1988, 88/16/0114; B 8.9.1988, 88/16/0120;

B 25.6.1992, 92/16/0045). Dieser Anspruch ist auch dann gegeben, wenn die Voraussetzung für die Zurückweisung des

Berichtigungsantrages oder des anderen Antrages vorliegen. In diesem Fall hat sie jedenfalls seit dem Beschluß eines

verstärkten Senates des VwGH vom 15.12.1977, 934 und 1273/73, VwSlg 9458 A/1977, in dessen Sinn den Anspruch

auf Erlassung eines Bescheides betre=end die Zurückweisung ihres Berichtigungsantrages oder des betre=enden

anderen Antrages.
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